
 

Vorlage an die Stadtverordnetenversammlung 

Vorlagennummer: STV/1910/2019 
Öffentlichkeitsstatus: öffentlich 
Datum: 16.10.2019 

 
Amt: Büro der Stadtverordnetenversammlung 
Aktenzeichen/Telefon: - Al -/1032 
Verfasser/-in: Sandra Weegels, AfD-Fraktion 
 
 
Beratungsfolge Termin Zuständigkeit 
Magistrat  Zur Kenntnisnahme 
Haupt-, Finanz-, Wirtschafts-, Rechts- und 
Europaausschuss 

 Beratung 

Stadtverordnetenversammlung  Entscheidung 
 
 
Betreff: 
Prüfung zur Verbesserung der Sicher¬heitslage der Gießener Synagoge  
- Antrag der AfD-Fraktion vom 12.10.2019 - 
 
 
Antrag: 
„Die Stadtverordnetenversammlung fordert den Magistrat auf, 

1. zu prüfen (ggf. gemeinsam mit Sicherheitsbehörden), wie zur Verbesserung der 

Sicherheitslage der Gießener Synagoge die in dem Gutachten des Hessischen Landes-

kriminalamtes empfohlenen Maßnahmen umgesetzt und finanziert werden können. 

2. Falls sich zur Finanzierung einer zügigen Umsetzung dieser Maßnahmen keine 

sinnvolle andere Möglichkeit anbietet, im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten diese 

Finanzierung zu gewährleisten.“ 

 
 
Begründung: 
Im Zusammenhang mit dem antisemitischen Terroranschlag in Halle berichtete der 
Gießener Anzeiger am 11.10.2019, dass die Oberbürgermeisterin der Universitätsstadt 
Gießen betont habe, dass „wir in der Stadt alles tun werden, damit sich die Menschen 
der Jüdischen Gemeinde Gießen heimisch und sicher fühlen“. In diesem Zusammenhang 
habe der Vorsitzende der Jüdischen Gemeinde Gießen Dow Aviv ein Gutachten des 
Hessischen Landeskriminalamtes (HLKA) erwähnt, das empfiehlt, zur Verbesserung der 
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Sicherheitslage der Gießener Synagoge die vorhandene Mauer um einen Zaun zu 
erhöhen sowie Videoüberwachung und Alarmanlage zu modernisieren. Die Jüdische 
Gemeinde verfüge bislang aber noch nicht über die dafür erforderlichen finanziellen 
Mittel. 
Eine baldige Umsetzung der Empfehlungen des HLKA wäre ein wichtiger Beitrag zur 
Erhöhung des Sicherheitsgefühls unserer jüdischen Mitbürger, deshalb bitten wir um die 
Zustimmung zu unserem Antrag. 
 
 
Sandra Weegels 
Fraktionsvorsitzende 
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